
 

 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

 

Ja zur Änderung der Verordnung zum Konsumkreditgesetz 

 

Solothurn, 29. Juni 2005 – Der Regierungsrat stimmt in seiner Vernehmlassung an 

das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement der Änderung der Verordnung 

zum Konsumkreditgesetz (VKKG) zu. Er regt an, dass diese möglichst rasch in Kraft 

gesetzt wird. Die Verordnung regelt die Bewilligungsvoraussetzungen für das ge-

werbsmässige Gewähren und Vermitteln von Konsumkrediten. 

 

In der aktuellen Fassung ist als zwingende Voraussetzung zur Erteilung der Be-

willigung der Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung vorgesehen, welche je-

doch von keiner Versicherungsgesellschaft angeboten wird. Bei der vorgeschlage-

nen Änderung werden nun auch andere Sicherheiten der Berufshaftpflichtversiche-

rung gleich gestellt und so eine Erteilung der Bewilligung erst möglich gemacht. 

 

Weiter ist vorgesehen, einschlägige Berufserfahrung als Nachweis der fachlichen 

Voraussetzung gelten zu lassen und generell auf die schriftlichen Prüfungen der 

Gesuchsteller zu verzichten. 
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Weitere Auskünfte erteilt: 

Hans A. Renfer, Departementssekretär VWD, 032 627 24 36 


